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Falls beide Verfahrensarten angestrengt werden, ist das länger dauernde Verfahren 
maßgebend. 

(3) Dem Vorhabenträger ist bekannt, dass die Stadt Viernheim den Vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplan gemäß § 12 Abs. 6 Satz 1 BauGB aufheben soll, wenn der 
Vorhabenträger nicht innerhalb der in § 4 Abs. 2 und 3 genannten Fristen in diesem 
Vertrag das Vorhaben und die Erschließungsmaßnahmen beginnt und abschließt. 

 

§ 5 

Kostentragung 

Der Vorhabenträger trägt die Kosten für  

 die Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans, 

 die erforderlichen Fach- bzw. Sondergutachten und  

 die Kosten seiner Durchführung.  

 

§ 6 

Erschließung 

Das Grundstück liegt an einer noch nicht endgültig im Sinne des Baugesetzbuches her-
gestellten und zu Erschließungsbeiträgen abgerechneten Erschließungsanlage. Soweit 
im Zusammenhang mit der Realisierung des Vorhabens Änderungen an Erschließungs-
anlagen bzw. Hausanschlüssen notwendig werden sollten, gehen die Kosten zu Lasten 
des Vorhabenträgers. Die Vorschriften des Gesetzes über kommunale Abgaben Hessen 
sowie privatrechtlicher Versorgungsbedingungen werden durch diesen Vertrag nicht be-
rührt. 

 

§ 7 

Sonstige Pflichten des Vorhabenträgers 

(1) Der Vorhabenträger verpflichtet sich, im Vertragsgebiet einen Lebensmitteldis-
countmarkt der Firma ALDI Süd zu betreiben. Er verpflichtet sich das Vorhaben 
entsprechend der Vorhabenbeschreibung (siehe § 3) auszuführen und zu nutzen. 

(2) Der Vorhabenträger verpflichtet sich weiterhin die Zufahrt zum Grundstück Flur 7, 
Nr. 74/1 im Bereich der öffentlichen Straßenparzelle (schraffierter Bereich, Anlage 
6) in Abstimmung mit der Stadt Viernheim herzustellen. Die fachgerechte Herstel-
lung beinhaltet u.a. die Verlegung des vorhanden Sinkkastens aus der Einfahrt, 
die an die Belastung durch den Schwerlastverkehr angemessene Herstellung des 
Unterbaus und die Pflasterung des Bereiches (s. Anlage 5).  

Die Vergabe und Bauausführung der Ausbaumaßnahmen erfolgt durch den Vor-
habenträger auf eigene Kosten. Der Bauherr hat durch Abstimmung mit Versor-
gungsträgern und sonstigen Leitungsträgern sicherzustellen, dass die im Zu-
fahrtsbereich des Grundstückes verlegten Versorgungseinrichtungen und Haus-
anschlüsse für die Grundstücksentwässerung an die öffentliche Abwasseranlage 
nicht beschädigt werden. 




